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Volksabstimmung
Präsident Fernando de la Rúa

hat ein Referendum über die har-
ten Sparmaßnahmen angekün-
digt. In einer elf Minuten dauern-
den und von allen TV- und Ra-
diosendern übertragenen Anspra-
che sagte de la Rúa am Mittwoch-
abend, mit der Abstimmung soll-
ten die „politischen“ Kosten“ des
Sparprogrammes „Null-Defizit“
gesenkt werden. Die Volksab-
stimmung soll an einem Sonntag
nach den Oktoberwahlen stattfin-
den. 

Zugleich kündigte der Präsi-
dent eine Reihe von Reformen in
verschiedenen Bereichen der
staatlichen Verwaltung an. „Wir
demonstrieren mit dem „Null-
Defizit“ und seiner Verabschie-
dung im Kongress, dass wir uns
der Realität stellen und die Ge-
schichte ändern werden“, sagte
de la Rúa und rief dazu auf, die
„klaren und logischen Spielre-
geln“ zu akzeptieren. „Wir müs-
sen weniger ausgeben, mehr ein-
nehmen und die Steuerhinterzie-
hung bekämpfen.“ Es müsse „in
dieser Etappe“ mehr gehandelt
und weniger geredet werden, for-
derte der Präsident. Die Arbeits-
weise des Steueramtes sei daher
von entscheidender Wichtigkeit
für die „Untermauerung des
Null-Defizits“.

De la Rúa erklärte zugleich,
er „selbst“ werde die umfassen-
de Politreform leiten. Der Staat
müsse wieder seine Verpflich-
tung gegenüber den Bürgern er-
füllen. Daher solle im Steuersy-
stem in Zukunft wieder „Gerech-
tigkeit in Anstrengung und Wirk-
samkeit herrschen“. Bei den Be-
ziehungen mit den Provinzen sei
verstärkt der föderative Aspekt
„im Sinne der in der Verfassung
angeordneten Steuerbeteiligung“
ausgestalten.

Um die Finanzierung des Al-
tersversorgungssystems zu retten,
kündigte de la Rúa die Abschaf-
fung von weitreichenden Privile-
gien an. Das Rentnersozialwerk
PAMI und das Amt für Soziale
Sicherheit ANSeS seien „Muster-
beispiele“, deren Reform erfor-
derlich sei, damit das Sozialsy-
stem seinen „Zweck erfüllt“.

Die Schulkinder in den Provin-
zen Buenos Aires, San Juan, Jujuy
und Misiones sollen in Zukunft
auch samstags die Schulbank drük-
ken. Zumindest nach Ansicht von
Bildungsminister Andrés Delich.
Grund ist der Streit um Lohnkür-
zungen aufgrund des Sparprogram-
mes „Null-Defizit“ um 13 Prozent.
Der Konflikt der gewerkschaftlich
organisierten Lehrer in den ge-
nannten Provinzen gegen das Spar-
paket hat in diesem Jahr bereits
zehn Unterrichtstage gekostet. Das
bedeutet im Vergleich mit einer
Reihe anderer Länder, dass in die-
sen Provinzen an noch weniger Ta-
gen unterrichtet wird, als in Mexi-
ko, wo die Kinder an 175 Tagen
im Jahr in die Schule gehen. Selbst
in Spanien und Portugal den
Schlusslichtern vor Mexiko beträgt
die Zahl der Schultage 180, wäh-
rend in Schweden, Finnland und
den USA an 190 Tagen und in der
Bundesrepublik Deutschland an
200 Tagen unterrichtet wird. Die
Daten beruhen auf einer Informa-
tion des Bildungsministeriums.

Angesichts dieses besorgniser-
regenden Panoramas präsentierte
Delich am Montag bei einer Pres-
sekonferenz für diese Provinzen
ein Nachholprogramm, mit dem
die verlorenen Unterrichtstage wie-
der eingeholt werden sollen. In den
vier Provinzen, so versicherte der
Minister, „besteht ein Risiko für
die Kontinuität des Schuljahres.“
Im wesentlichen besteht dieses Ri-
siko darin, dass die Schüler die
wichtigsten Themen von Mutter-
sprache und Mathematik von der
Grundschule bis zum letzten Jahr
der Sekundarschule nicht lernen.

Der Minister legte in der Pres-
sekonferenz dar, dass die National-
regierung Materialien bereitstellen
und die Schuldirektoren in Sonder-
kursen für die Aufgabe ausbilden
werde. Diese wiederrum werden
die erworbenen Kenntnisse an die
Lehrer ihrer Schulen weitergeben.
Die Nationalregierung werde au-
ßerdem den an den Samstagen un-
terrichtenden Lehrern eine Prämie
von 80 Pesos monatlich bezahlen.
Vorerst wird das Programm für die
Dauer von zwei Monaten einge-
führt, das heißt, acht Samstage mit
jeweils drei Stunden Unterricht.

Schuldilemma
Samstagsunterricht in vier Provinzen als Allheilmittel

zenten der staatlichen Universitä-
ten aus Protest gegen die von der
Regierung verfügte 13-prozentige
Gehaltskürzung, dem Streik
schlossen sich am Mittwoch die
Lehrer der öffentlichen Schulen an.
Ein weiterer Grund für den Streik-
aufruf der Confederación de Tra-
bajadores de la Educación (CTE-
RA, Lehrervereinigung) ist die Ab-
lehnung der Einfrierung des Bil-
dungshaushaltes. Der Protest äu-
ßerte sich in der Hauptstadt wie ge-
wöhnlich mit den üblichen Stra-
ßensperren. Außerdem fand ein
Marsch zur Plaza de Mayo statt, wo
rund 20.000 ihren Unmut lautstark
äußerten.

Tausende protestierten gegen Küzungen im Bildungssektor.
(AP-Foto)

Randglossen
Schliesslich hat sich Präsident de la Rúa dazu durchgerungen, das Wahl-
volk aufzurufen, damit es mit einer unverbindlichen Volksbefragung zur
Frage  Stellung nimmt, ob die Kosten der Landespolitik abzubauen sind.
Der Wahltag wird gelegentlich festgelegt werden. Er darf nach dem jüng-
sten Gesetz, das die Volksbefragungen, wie sie die Verfassungsnovelle von
1994 verbieft hat, nicht zeitgleich mit allgemeinen Kandidatenwahlen statt-
finden. Der Präsident stapft nun in die Schuhe seines Heimatkollegen Gou-
verneur de la Sota aus Córdoba, der eine solche Volksbefragung zwecks
Abschaffung des Provinzsenats mit 70 Prozent der Stimmen gewann. De
la Rúa mag ebenfalls mit einer überwältigenden Mehrheit des Wahlvolkes
rechnen, das keinesfalls damit einverstanden ist, dass die politische Kaste
das Volk mit Postenhascherei, Pfründenverteilung, Korruption und der-
gleichen mehr belastet. 
UCR-Vorstandsvorsitzender Raúl Alfonsín hat die ausgefallene Idee vorgeschla-
gen, dass der Militärdienst wieder eingeführt werden soll, den Menem abge-
schafft hat. Als ehemaliger Zögling der Militärschule erinnert sich Alfonsín an
die damalige Wirkung des Militärdienstes, durch den zahlreiche unbemittelte
Jugendliche ernährt wurden, während auch für ihre Gesundheit gesorgt und
ihnen allenfalls Lesen und Schreiben beigebracht wurde. Hingegen übersieht
Alfonsín das Schindluder, mit dem zahllose Rekruten in den Kasernen von
Wachtmeistern und Sergeanten bedacht wurden, insbesondere wenn sie Stu-
denten waren. Die Abschaffung des Militärdienstes wurde seinerzeit von der
Öffentlichkeit nahezu einhellig begrüsst. Seither stellen die Streitkräfte Frei-
willige ein, die auf Vertrag gegen einen Sold tätig sind, womit für die Landes-
verteidigung gesorgt ist, ohne Rekruten zu misshandeln.

„Es gibt keinen Bildungsminister,
der nicht wünschte, dass die Kin-
der 180 Schultage haben. Eben
deshalb besteht ein Konsens dar-
über, den Plan ungeachtet der Au-
tonomie der Provinzen allgemein
einzuführen“, versicherte der Bil-
dungsminister in der
Pressekonferenz. Unterdessen
streiken die Lehrer in San Juan, Mi-
siones und Buenos Aires auf un-
bestimmte Zeit weiter. In Jujuy ha-
ben die Lehrer ihre Juni-Gehälter
noch nicht erhalten, während der
‚aguinaldo‘ und Juli-Gehälter in
Raten bezahlt werden.

Am Dienstag und Mittwoch
streikten die Professoren und Do-
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Die Kandidaturen für den neu-
en Senat sind längst unterwegs.
Am 14. Oktober wird zum ersten
Mal der 72-köpfige Senat direkt
vom Volk gewählt werden. Künf-
tig wird der Senat alle zwei Jahre
je zu einem Drittel erneuert. Die-
ser Senat soll den jetzigen ablösen,
der im Umfeld schwerwiegender
Korruptionsskandale seine letzte
ordentliche Sitzungsperiode bis
zum 10. Dezember 2001 abhält. Im
Vorjahr überschattete der Skandal
über die Schmiergelder an Senato-
ren zwecks Verabschiedung des
von der Exekutive vorgelegten Ar-
beitsgesetzes die Tätigkeit des
Oberhauses.

Ausserdem ist der Senat als
zweite Kammer des Kongresses
ebenso im Zwielicht der Öffent-
lichkeit wie die Deputiertenkam-
mer in Zusammenhang mit den
hohen Budgetkosten für allerlei
Günstlinge der Volksvertreter, ge-
nannt Berater und Empfänger von
Gnadenrenten, sowie für die skan-
dalösen Kosten der nahezu tausend
Beamten der Bibliothek und rund
achthundert der veralteten
Druckerei.

Für den künftigen Senat stehen
schon die meisten aussichtsreichen
Kandidaturen fest. Wie erinnerlich,
werden seit der Verfassungsnovel-
le von 1994 je zwei Senatoren der
meistgewählten Parteiliste und ei-
ner der nachfolgenden gewählt
werden. Dadurch können Kandida-
ten einen Senatsposten gewinnen,
auch wenn sie die Volkswahl ver-
loren haben. Das war seinerzeit das
politische Pfand des Expräsidenten
Alfonsín im Kuhhandel mit Präsi-
dent Menem zwecks dessen Wie-
derwahl. Es ging bei der Verfas-
sungsnovelle hauptsächlich um
politische Ämter der beiden Volks-
parteien der Radikalen und Justi-
zialisten. 

Einige Senatoren melden sich
abermals als Kandidaten an, dar-
unter der jetzige Senatspräsident
und amtierende Staatschef in Ab-
wesenheit de la Rúas, Mario Losa-
da aus Misiones, der sicherlich als
Minderheitskandidat wieder ge-
wählt werden wird. Auch die Ju-
stizialisten Angel Pardo aus Cor-
rientes, Carlos Verna aus La Pam-
pa, Beatriz Rajter aus Córdoba und
José Luis Gioja aus San Juan, der-
zeit Chef der grössten Senatsfrak-
tion, und die Radikalen Horacio
Usandizaga aus Santa Fe und Jor-
ge Agúndez aus San Luis, gegen-
wärtig Fraktionschef der Minder-
heit im Senat, melden sich für ihre
Wiederwahl an.

Ein Kapitel für sich sind die Se-
natoren aus La Rioja, welche Pro-
vinz in politischen Kreisen als die
Hauptstadt der Wiederwahl ver-
höhnt wird. Eduardo Menem, Se-
nator seit 1983 und ein Jahrzehnt
Senatspräsident, sowie sein dama-
liger Formelpartner Jorge Yoma,
beide Justizialisten, kandidieren
abermals. Da aber Expräsident
Carlos Saúl Menem als stellvertre-
tender Senator angemeldet ist und
trotz seiner Edelhaft in Don Tor-
cuato auch kandidiert, hat Yoma
eine eigene Partei gegründet, um
den Minderheitsposten zu ergat-
tern, was ihm möglicherweise ge-
lingen wird.

Als Formelpartnerin Eduardo
Menems kandidiert die Schwester
des Gouverneurs Angel Maza. So
bleibt in La Rioja alles in der Fa-
milie. Opfer dieses Techtelmech-
tels wird der jetzige radikale Min-
derheitssenator Raúl Galván wer-
den, sofern ihn Yoma schlägt.

In der Provinz Buenos Aires
kandidieren Exgouverneur Eduar-
do Duhalde für die Justizialisten
mit gewaltigem Vorsprung in den
Umfragen über die Absichten der
Wähler vor Expräsident Raúl Al-
fonsín für die Allianz, dem als neu-
er Kandidat der Priester Luis Fari-
nello von Quilmes namens eines
sogenannten Sozialpols den Sieg
mit gleichgrosser Wählerpräferenz
streitig macht. Farinello ist ent-
schieden eine Ausnahme als neu-
es Gesicht der Landespolitik unter
den Kandidaten für den Senat.

Ein Gouverneur sowie mehrere
vorherige Amtsträger in den Pro-
vinzen melden ebenfalls ihre Kan-
didaturen an: Carlos Juárez aus
Santiago del Estero als rüstiger
84jähriger Gouverneur, Jorge Bu-
sti aus Entre Ríos, Carlos Maestro
aus Chubut, Ramón Puerta aus
Misiones, Pedro Salvatori aus Neu-
quén und der bereits erwähnte
Duhalde aus Buenos Aires.

Zahlreiche Deputierte zielen auf
das Oberhaus mit ihren Kandida-
turen ab, nämlich ausser Busti,
Maestro und Puerta Cristina Kirch-
ner aus Santa Cruz, Gattin des
Gouverneurs Néstor Kirchner, Oli-
jella del Valle Rivas aus Tucumán,
Marcelo López Arias aus Salta,
Miguel Angel Pichetto aus Rio
Negro, derzeit Fraktionschef der
Justizialisten als Stellvertreter des
verunglückten Humberto   Rogge-
ro aus Córdoba, Oscar Lamberto
aus Santa Fe, namhafter Finanzex-
perte, und Daniel Scioli aus der
Stadt Buenos Aires, alle für die
Justizialisten, sowie der Budgetex-

perte Raúl Baglini aus Mendoza
und Juan Carlos Passo aus La Pam-
pa für die Allianz, der Sozialist
Alfredo Bravo aus der Stadt Bue-
nos Aires, der Parteidemokrat Car-
los Balter aus Mendoza, Mario
Bonacida für die Gleichheitspartei
der Deputierten Elisa Carrió, María
Teresa Colombo für die regieren-
de Koalition in Catamarca und der
genannte Salvatori für die regieren-
de Provinzpartei in Neuquén.

Ein Sonderfall ist der Gastrono-
miegewerkschafter Hugo Barrio-
nuevo für die Justizialisten in Ca-
tamarca, der unlängst den früheren
Gouverneur Ramón Saadi in der
Internwahl schlug und sich somit
einen Senatsposten sicherte. Bar-
rionuevo ist Politikmacher der Ju-
stizialisten wie sein Gegenpart der
Radikalen Enrique „Coti“ No-
siglia, vormals letzter Innenmini-
ster Alfonsíns. Beide waren 1993
die Unterhändler für den Verfas-
sungspakt, der zur Novelle des
Grundgesetzes führte. Barrionue-
vo, ein Neuling im Kongress, ern-
tet mit dem Senatssitz, was er vor
acht Jahren mit Nosiglia namens
Menem und Alfonsín ausgehandelt
hat, mit denen er sich im Senat
möglicherweise treffen wird, so-
fern Carlos Menem das Amt antritt,

Der neue Senat

Debatte um Pflichtwehrdienst
Zwei Mitglieder der vierköpfigen Führungsspitze der Streitkräfte

haben öffentlich erklärt, die Möglichkeit einer Wiedereinführung des
Pflichtwehrdienstes sei nicht ausgeschlossen. Mitarbeiter des dritten
Offiziers sagten, das Thema sei von „politischen Kreisen“ lanciert
worden. Tatsächlich war es der UCR-Vorsitzende Raúl Alfonsín, der
die Debatte über die Rückkehr von Rekruten in die Kasernen losge-
treten hatte.

Die Regierung hat unterdessen durch den Sprecher Pablo Baylac
ausdrücklich versichert, dass ein derartiges Projekt nicht zur Debatte
stehe. Die dem PJ angehörenden Mitglieder des Nationalen Verteidi-
gungsrates haben bereits ihre Ablehnung einer derartigen Möglich-
keit angekündigt. Auch die vier Militärs reagierten insgesamt eher
skeptisch.  Als Gründe für die Überlegungen wird einerseits auf die
militärische Disziplin zur Eindämmung eines Teils der sozialen Un-
ruhen sowie die ärztliche Betreuung und Versorgung in den Kasernen
verwiesen. Andererseits wird auch die damit ansteigende Zahl der
Rekruten erwähnt, die zumindest vorübergehend zu einer Verringe-
rung der Arbeitslosenzahl führte.

falls sein Bruder oder dessen For-
melpartnerin demissioniert.

Auch zwei Bürgermeister kan-
didieren für den Senat: José Zava-
leta mit seiner Schwester aus Sant-
iago del Estero und Eduardo Bri-
zuela del Moral aus Catamarca.
Unter den ehemaligen Beamten der
Exekutive, die jetzt kandidieren,
ragt der erste Kabinettschef de la
Rúas Rodolfo Terragno aus der
Stadt Buenos Aires heraus, der
Facundo Suárez Lastra in der In-
ternwahl besiegte.

Mit zwei Expräsidenten, einem
amtierenden Gouverneur sowie
sechs ehemaligen Amtsträgern in
ihren Provinzen, 16 Deputierten
und elf Senatoren und allerlei an-
deren Kandidaten mit parteipoliti-
schem Lebenslauf wird der neue
Senat sicherlich mehrheitlich neue
Gesichter zeigen. Trotzdem bleibt
er ein Klub bewährter Parteipoliti-
ker mit ganz wenigen Aussensei-
tern, wenn überhaupt. Die Spitzen-
politiker im Oberhaus werden ab
10. Dezember beweisen müssen,
dass sie es ernst meinen mit einem
neuen Senat, der die bisherige Kor-
ruption abstreift und sich als die
echte politische Vertretung der
Gliedstaaten bewährt, für die sie
die Verfassung vorsieht.
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Schröder kommt nicht
Berlin (dpa) - Bundeskanzler Gerhard Schröder hat wegen der bevor-

stehenden Mazedonien-Entscheidung seine Lateinamerika-Reise abge-
sagt. Nach Informationen aus diplomatischen Kreisen in Berlin findet sie
wahrscheinlich nächstes Jahr statt. Am Mittwoch stimmt der Bundestag
über die Beteiligung deutscher Einheiten an der NATO-Operation “Es-
sential Harvest” in Mazedonien ab. Schröder wurde am 30. August in
Buenos erwartet. Davor wollte er Mexiko und Brasilien besuchen. Der
Besuch Argentiniens wurde bereits zum zweiten Mal verschoben.

WOCHENÜBERSICHT

Die Regierung prüft und erwägt
derzeit Maßnahmen, mit denen die
Gewerkschaften dazu angehalten
werden sollen, ihre Verwaltungen
zu normalisieren, damit eventuell
vorliegende Unregelmäßigkeiten
und ungerechtfertigte Pfründe
wenn nicht völlig abgeschafft so
doch eingeschränkt werden. „Die
Bilanzen der Gewerkschaften er-
lauben nicht, der Frage, wie die zur
Verfügung stehenden Mittel ausge-
geben werden, auf den Grund zu
gehen“, kritisierte Arbeitsministe-
rin Patricia Bullrich. Demokratie
bedeute aber auch eine ernstzuneh-
mende Diskussion der Umgangs
der Gewerkschaften mit den von
ihnen geschaffenen Fonds. 

Als einen Teil dieser Politik

Kassenprüfung bei Gewerkschaften
Unregelmäßigkeiten bei Arbeitslosenunterstützung sollen verhindert werden

sind die von der Ministerin ange-
ordneten Inspektionen zu werten,
durch die Missbräuche in der Ver-
teilung der Arbeitslosenunterstüt-
zungen (planes Trabajar) aufge-
deckt wurden. Die Strategie
schließt eine Intensivierung der
Kassenprüfungen und Kontrollen
über die Durchführung der detail-
lierten Rechnungslegungen ent-
sprechend der Regierungsanord-
nungen ein. Zudem sollen die ge-
werkschaftlichen Führungskader
alljährlich eidesstattliche Erklärun-
gen über ihr Vermögen vorlegen
müssen.

Im Ministerium wird die Durch-
führung von Sonderkassenprüfun-
gen erwogen und die unter Leitung
von Gustavo Bogun stehende in-

terne Kassenprüfungsabteilung hat
bereits die Aufstellung einer Tech-
nikergruppe beantragt. Die Fach-
leute sollen die sogenannten ‚Aus-
gleichfonds‘ einiger Gewerkschaf-
ten einer eingehenden Prüfung un-
terziehen. Diese treten wie zusätz-
liche Altersversorgungskassen auf
und gewähren den Rentnern und
Pensionären der jeweiligen Ge-
werkschaft eine Beihilfe von mo-
natlich rund 40 Pesos. Es gibt nur
weniger als zehn derartige Fonds,
die vom Sekretariat für Soziale Si-
cherheit unter Leitung von José
Sanmartino kontrolliert werden.
Bullrich erklärte, die Regierung
wolle erreichen, dass alle Einrich-
tungen „transparent“ werden. Bis-
lang gebe es „Gewerkschaften, die

Dominikanischer Besuch
Der Präsident der Dominikani-

schen Republik, Hipólito Mejía
Domínguez, hat am Dienstag bei
einem Empfang durch Fernando de
la Rúa in der Casa Rosada diesem
das Mitgefühl seines Landes für
die Krise Argentiniens geäußert.
De la Rúa beantwortete die Soli-
daritätserklärung seines Amtskol-
legen mit der Äußerung seiner Be-
wunderung für den langen Kampf
der Dominikanischen Republik für
ihre Frei-heit.

Menem dixit
Der inhaftierte Ex-Präsident

Carlos Menem hat am vergange-
nen Wochenende versichert, „der
IWF ist nicht bereit, Argentinien
zu helfen“, und hinzugefügt, eine
Ablehnung könne die Einstellun-
gen der Zahlungen des Landes be-
wirken. Seinen Informationen zu-
folge, so Menem, sehe sich die po-
sitive Lösung der Frage in den
USA einer harten Opposition
gegenüber.

UCeDé-PJ
Der Vorsitzende der Liberalen,

Carlos Castellani, hat angekündigt,
dass sich die UCeDé bei den Wah-
len zur Legislative in den wichtig-
sten Wahlbezirken zusammen mit
dem PJ beteiligen werde. Der Ab-
geordnete Castellani erklärte, der-
artige Allianzen mit dem PJ be-
ständen bereits in Santa Fe und
Córdoba, während in der Haupt-
stadt und der Provinz Buenos
Aires, Santiago del Estero und
Feuerland noch verhandelt werde.

Busunglück
Bei einem Busunglück nahe

San Nicolás sind am Dienstag 18
Menschen ums Leben gekommen
und sechs weitere verletzt worden.
Der Bus mit 36 Passagieren sei am
frühen Morgen auf dem Weg nach
Buenos Aires auf einen Lastwa-
gen aufgefahren und habe Feuer
gefangen, teilte die Polizei mit. Es
sei unklar, ob der Fahrer einge-
schlafen sei oder die Bremsen ver-
sagt hätten, hieß es. 

Opposition I
Der Nationalsenat ist in Auf-

ruhr. Sowohl der PJ als auch die
Radikalen haben angekündigt, dass
sie neue Einsparmaßnahmen nicht
akzeptieren werden. Ausdrücklich
haben die Senatoren darauf hinge-
wiesen, dass jedes Abkommen der
Unterhändler des Wirtschaftmini-
steriums mit dem Weltwährungs-
fonds vor der Zustimmung der Re-
gierung dem Kongress zur Begut-
achtung eingereicht werden muss.

Opposition II
Ebenso wie der Senat haben

auch die Abgeordneten weiter Ein-
sparungen abgelehnt. Die Allianz-
abgeordneten Horacio Pernassetti
(Catamarca) und Darío Alessandro
(Frepaso-Buenos Aires) erklärten
übereinstimmend: „Es gibt im
Kongress keine politische Basis
zur Unterstützung neuer Einspa-
rungen.“ Der PJ-Abgeordnete Mi-
guel Angel Pichetto, der interims-
mäßig den schwer verunglückten
Humberto Roggero vertritt, hat für
die Fraktion ebenfalls die Ableh-
nung von weiteren Einsparungen
ausgesprochen.

Neue Partei

mehr für administrative Ausgaben
und weniger für die Unterstützung
der Arbeitnehmer aufwenden“,
versicherte die Ministerin.

Die detaillierten Rechnungsle-
gungen über vorhandene Mittel,
Ausgaben und Investitionen, müs-
sen bereits für dieses Geschäftsjahr
erfolgen. Nach Angaben Bullrichs
gibt es rund 3.500 Gewekschaften,
Vereinigungen, Verbände und Aus-
gleichsfonds. „Die Berichte müs-
sen umfassender sein, da auch die
Zahl der geforderten Unterlagen
wesentlich vergrößert wurde“, for-
derte Bogun. Es würde auch an
eine elektronische Speicherung zur
Systematisierung der Kontrollen
gedacht.

Die aus der UCR ausgeschiede-
ne bonaerenser Abgeordnete Sil-
via Vázquez hat ihre eigene Partei
gegründet. Die Abgeordnete will
für ihren Partido Protagonismo Po-
pular (etwa Bürger-Hauptrolle) im
Oktober für den Nationalsenat
kandidieren.

Testwahl im Chaco
Am morgigen Sonntag finden

im Chaco Provinzwahlen statt, bei
denen Vizegouverneur und 16 Pro-
vinzabgeordnete ermittelt werden
sollen. Gouverneur Angel Rozas,
der voll in die Wahlkampagne zur
Unterstützung der Allianz-Kandi-
daten eingestiegen ist, erklärte,
„wir brauchen den Sieg um zu de-
monstrieren, dass die Bürger mit
dem eingeschlagenen Weg einver-
standen sind.“

20.000 „Trucho“-Renten
Die das gesamte Renten- und

Pensionswesen kontrollierende
Behörde ANSeS schätzt, wie am
Mittwoch bekannt wurde, dass es
rund 20.000 Renten gibt, deren
Vergabe nicht den Bestimmungen
entspricht. Diese „Trucho“-Renten
stellen eine jährliche Ausgabe von
rund 180 Millionen Pesos dar. Er-
wiesen ist, dass diese Renten von
den Altersversorgungskassen der

Provinzen La Rioja, Santiago del
Estero, Catamarca, San Juan und
Tucumán gewährt wurden, die
zwischen 1995 und 1999 in die Zu-
ständigkeit der Nation überführt
wurden.

Aufruf der Wahljustiz
Die Wahljustiz hat am Diens-

tag einen Aufruf an alle jungen
Leute gerichtet, die bis einschließ-
lich 14. Oktober 18 Jahre alt wer-
den, sich zu vergewissern, ob sie
auch ordnungsgemäß in den Wäh-
lerlisten registriert sind. Andern-
falls kann ein entsprechender An-
trag auf Eintragung bei der Wahl-
behörde in der Straße Tucumán
1320, Capital, werktäglich zwi-
schen 8.00 und 13.30 gestellt
werden.

Illegale Bereicherung
Bundesstaatsanwalt Federico

Delgado hat eine Untersuchung
darüber beantragt, ob der Senator
Eduardo Menem, dessen Sohn, der
Abgeordnete Adrián Menem und
die Brüder Emir, Karim und Omar
Yoma, sich der illegalen Bereiche-
rung schuldig gemacht haben.
Kommentar des Senators gegen-
über der Presse: „Die Anzeige des
Anwaltes Juan Carlos Iglesias ist
pure Heuchelei.“



ARGENTINISCHES TAGEBLATT 4Sonnabend, 25. August 2001

TABELLE

Die Abgeordnetenkammer hat am Mittwoch einstimmig ein Projekt
verabschiedet, das private Guthaben in Banken vor jedem Zugriff von
Regierung oder Justiz schützt. In einer etwas ungeordneten Sitzung, in
der einige lang verzögerte Projekte verabschiedet wurden und der Infra-
strukturminister Carlos Bastos interpelliert wurde, schaffte die Kammer
mit der Mindestzahl an Abgeordneten die Verabschiedung einer Norm,
mit der die Flucht von Guthaben aus dem Banksystem verhindert wer-
den soll.

„Der Staat kann unter keinen wie immer gearteten Umständen die
zwischen dem Einleger und dem Finanzinstitut vereinbarten Bedingun-
gen ändern“, heißt es in der Vorlage, die jetzt vom Senat bestätigt werden
muß. In die Unantastbarkeit sind Festgelder und Girokonten sowohl in
Pesos als auch in Dollar eingeschlossen. Derart wird der Regierung ver-
boten, Guthaben in Gutscheine umzuwandeln, deren Zahlungstermin zu
verschieben, den vereinbarten Zinsfuß zu ändern oder einen Wechsel der
Währung vorzunehmen.

Das Projekt war die Synthese von Vorlagen der Radikalen Marcelo
Stubrin und Víctor Peláez, der Cavallistin Fernanda Ferrero und der
Menemistin Anna María Mosso. Kurz vor Beginn der Sitzung hatte Wirt-
schaftsminister Domingo Cavallo sein Einverständnis mit der Norm er-
klärt, obwohl er versicherte, „alle Guthaben sind auch jetzt schon
garantiert.“

Nach mehreren gescheiterten Sitzungen gelang es der Abgeordneten-

Spargroschen vor Zugriff geschützt
Abgeordnetenhaus verabschiedet Gesetz zum Schutz von privaten Sparkonten

kammer am Mittwoch auch, die Vorlage über die sogenannte Kreditrech-
nung, die Herausnahme des Sondertabakfonds FET aus dem National-
haushalt und das Gesetz über Wissenschaft und Technologie zu
verabschieden.

Die erste der genannten Normen, die alle noch der Zustimmung des
Senats bedürfen, soll durch die Einführung eines Systems, das den Pyme
(Kleine und mittlere Unternehmen) die Zahlungen ihrer Gläubiger ga-
rantiert, ein Ansporn sein. Tatsächlich bestand die Gefahr eines Schei-
terns der Sitzung vor der Abstimmung über das Wissenschafts- und Tech-
nologiegesetz, das den Staat verpflichtet, einen Wissenschaftsplan aus-
zuarbeiten und eine Behörde zu schaffen, die diesen in die Praxis um-
setzt. 

Zuvor hatten die Abgeordneten der Tabak anbauenden Provinzen er-
reicht, dass die Kammer eine jahrelang diskutierte Initiative verabschie-
dete: Die Herausnahme des FET aus dem Nationalhaushalt. Dieser Fonds,
der im letzten Haushalt 250 Millionen Pesos betrug, ist zur Finanzierung
der Produktion lebenswichtig und hat immer schon Konflikte zwischen
den Provinzen und der Regierung bewirkt. Wenn der Senat der Vorlage
zustimmt, die von dem PJ-Abgeordneten Marcelo López Arias stammt,
sollen die bei der Zigarettenbesteuerung eingenommenen Mittel durch
eine noch zu schaffende besondere Behörde direkt unter den Produzen-
ten in den Tabakprovinzen verteilt werden.

Fußball
Weltpokalfinale

Das Weltpokal-Finale zwi-
schen Bayern München und Boca
Juniors wird trotz des Zusammen-
bruchs der Vermarktungs-Agentur
ISL nicht abgesagt. Allerdings ist
derzeit noch unklar, ob der Welt-
pokalsieger in einer Partie in To-
kio oder mit Hin- und Rückspiel
in München und Buenos Aires er-
mittelt wird, erklärte am Mittwoch
ein UEFA-Sprecher. Mit einer
endgültigen Entscheidung sei im
September zu rechnen.

Fußball
Torneo Apertura

Erster Spieltag: Racing Club -
Argentinos Jrs. 2:1, Nueva Chi-
cago - San Lorenzo 0:3, Boca Ju-
niors - Belgrano 1:3, Talleres -
River 1:3, Vélez - Independien-
te 1:4, Banfield - Newell’s 0:5,
Rosario Central - Lanús 2:1,
Huracán - Chacarita 2:2, Unión
- Gimnasia LP 1:2, Estudiantes
LP - Colón 2:2.
Tabellenspitze: 1. Newell’s 5:0
Tore, 3 Punkte, 2. Independien-
te 4:1, 3; 3. San Lorenzo 3:0, 3.

Copa Mercosur
Colo Colo - Independiente 2:1,
San Pablo - Vélez 1:1.

In der Region der
nordpatagonischen
Anden fristen die
Nachkommen der
Mapuche-Ureinwoh-
ner mehr schlecht als
recht ein Dasein als
bescheidene Schaf-
züchter. Da hatte der
Stamm mit dem
Häuptling, José Mi-
guel Puel, die Idee -
und die Initiative -, in
ihrem kleinen Ort Ba-
tea Mahuida nahe
dem Lago Aluminé,
ein kleines Winter-
sportzentrum einzu-
richten. Denn wenn
auch der Wohlstand
in dem Wald- und
Seengebiet nicht
gross ist, Schnee im
Überfluss gibt es im
Winter allemal. Die
nationale Fremden-
verkehrsdirektion
Sectur unter Hernán
Lombardi erteilte ihre Unterstüt-
zung, man richtete einen Sessel-
lift für die 300 Meter lange Skipi-
ste ein, baute eine schicke Kondi-
torei für das unabdingbare Aprés
Ski und konnte schon in der er-
sten Saison rund 7.000 Besucher
verzeichnen. Übernachtungsmög-
lichkeiten gibt es im Dorf selbst
keine, dafür aber in den benach-
barten Ortschaften Aluminé sowie
in dem nur acht Kilometer entfern-
ten Villa Pehuenia (insgesamt 300
Betten). Vorerst ist Batea Mahui-

Ein kleines, aber feines Wintersportzentrum

da noch ein Geheimtipp für Ken-
ner und reizt mit seiner Exklusi-
vität und Individualität.

Urdeutsches
Die ganze nächste Woche bis

Ende Monats findet im Sheraton
das Fest der deutschen Kochkunst
statt. Der „Festival Gastronómi-
co Alemán“ lockt mit urdeutschen
Gerichten und Delikatessen wie
etwa Semmelknödel oder
Schweinshaxe in Bier-Kümmel-
Sosse. Das deutsche Orchester

von Peter Sommweber spielt zu
Fassbier und Weisswurst auf.

Tourismusbörse
Vom 13. bis zum 16. Oktober

findet in der Rural die diesjährige
FIT statt. Diese Feria Internacio-
nal de América Latina wird sich
auf insgesamt 38.000 Quadratme-
ter Ausstellungsfläche abwickeln
und mit rund 1.300 Teilnehmern
zählen. 

Die Veranstalter erwarten
25.000 Profis (Besitzer und Mit-

Landschaft am Aluminé.

arbeiter von Fremdenverkehrsbü-
ros aus Amerika, Asien und Eu-
ropa) sowie 55.000 private Besu-
cher.

Marlú
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ARGENTINISCHE WIRTSCHAFT
Die durchschnittlichen Jahres-

zinssätze der wichtigsten Banken für
Fristeinlagen auf 30 Tage lagen in
der Berichtswoche für Pesos zwi-
schen 5,65% und 7% und für Dollar
zwischen 4,75% und 5,5%.

***
Der Mervalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Donnerstag um
4,6% auf 319,30, der Burcapindex um
0,3% auf 657,08 und der Börsenin-
dex um 0,6% auf 12.897,69.

***
Der durchschnittliche Rind-

fleischpreis (kg Lebendgewicht in
Liniers) fiel in der Berichtswoche um
1,5% auf $ 0,6870.

***
Der ZB-Dollarkurs für Aussen-

handelsgeschäfte betrug am Don-
nerstag $ 1,0438.

***
Die Gold-, Devisen- und Anla-

genreserven der ZB betrugen am
17.8. $ 15,66 Mrd., der Banknoten-
umlauf $ 12,16 Mrd. Vor einer Wo-
che waren es $ 15,46 Mrd. bzw. $
12,70 Mrd., vor einem Monat $ 18,64
Mrd. bzw. 13,74 Mrd. und vor einem
Jahr $ 25,43 Mrd. bzw. $ 14,10 Mrd.

***
Héctor Huergo, einer der besten

Kenner der argentinischen Landwirt-
schaft, hat in der Zeitung Clarín dar-
auf hingewiesen, dass Argentinien in
10 Jahren von der herkömmlichen auf
die direkte Aussaat übergegangen ist
(auf fast 50% der mit Getreide und
Ölsaat gesäten Fläche), was nicht nur
die Kosten erheblich senkt, sondern
auch umweltfreundlicher ist, da da-
durch das Regenwasser keine Boden-
erosion verursacht und weniger Über-
schwemmungen entstehen. Ausserdem
wird dadurch der Verbrauch an Die-
sel-treibstoff pro ha um 70% verrin-
gert. Da sich ausserdem die Erträge pro
ha vervierfacht haben, wird 4mal so-
viel Getreide und Ölsaat pro Liter er-
zeugt als vor einem Jahrzehnt.

***
Swissair, das Aconcagua Hotel,

die Weinkellereien La Rural, Viña
del Cerro, Haciendas del Plata, Ca-
baña Tulumaya und die Firma Cum-
bres del Cerro wollen gemeinsam
für den Fremdenverkehr in Mendo-
za werben. Dabei werden verschiede-
ne Programme geboten. F. Siegentha-
ler, Swissairdirektor für Lateinameri-
ka und N. Martínez, Direktorin des
Aconcagua und G. Fidel, Unterstaats-
sekretär der Provinz, gaben diesbezüg-
lich eine gemeinsame, ausführliche
Erklärung ab.

***
Die deutsche Wobber Windpo-

wer will in der Provinz Santa Cruz
mit Windenergie Wasserstoff gewin-
nen. Hauptabnehmer soll der asiati-
sche Raum werden.

***
Die brasilianische Ambev Braue-

rei prüft die Möglichkeit, mit U$S
60 Mio. Investition den Ausstoss ih-
rer Brauerei in Luján von Brahma-
Bier auf 4 Mio. hl im Jahr zu ver-

doppeln. Firmenpräsident M. Telles
will die Position von Brahma als 2. am
Markt nach Quilmes mit einem Anteil
von 20% festigen.

***
Die Disco-Supermarktkette will

in diesem Jahr U$S 60 Mio. in Ex-
pansionspläne investieren. Der Um-
satz soll bei U$S 2 Mrd. gehalten wer-
den, Die Discokette betreibt landes-
weit die Supermärkte Disco, Ekono,
Super Vea, Americanos und Minisol.

***
Die uruguayische Molkereige-

nossenschaft Conaprole hat mit Mo-
linos Rios de la Plata einen gemein-
samen Vertriebsvertrag abgeschlos-
sen. Die Uruguayer wollen ihr Dulce
de Leche, Käse, Butter und Rahm di-
rekt argentinischen Restaurants, Bars
und Fastfoodketten anbieten. Conapro-
le hat in Uruguay 80% Marktanteil. Zu
Jahresbeginn mietete sie die Anlagen
von Frigonor im Vorort San Martín und
begann die Supermarktketten Coto,
Jumbo und Disco zu beliefern. Sie peilt
in Argentinien U$S 15 Mio. Umsatz
in diesem Jahr an.

***
Die US-Aussenhandelskommissi-

on CCI hat einstimmig beschlossen,
für Einfuhren von warmgewalztem
Stahl aus Argentinien und Südafri-
ka Antidumpingzölle zu erheben.
Die Ermittlungen der CCI begannen
im November, nach Dumpinganzeigen
der US-Industrie, obwohl diese Ein-
fuhren im Vorjahr nur 0,4% Marktan-
teil hatten. Sie betrugen 286.694 short-
tons für U$S 81,4 Mio.

***
Italienische Abnehmer haben

das Bergbauunternehmen Formi-
cruz in der Provinz Santa Cruz auf-
gefordert, seine Lieferungen von
Porphyrgesteinen zu erhöhen. Ar-
gentinien ist weltweit der 2.grösste
Produzent und Exporteur dieser Mine-
ralien, die vorwiegend für Dekoratio-
nen und im Strassenbau eingesetzt
werden.

***
Die Stadt Gualeguaychú, Provinz

Entre Rios, bietet zur Förderung ih-
res Industrieparks ein Begünsti-
gungsprogramm von Provinz- und
Gemeindesteuern, das von urugua-
yischen Unternehmern sehr gut auf-
genommen wurde. Steuern auf Bau-
vorhaben einschiesslich Erweiterun-
gen, für Sicherheit, Strom, Lärm und
Stempelgebühren sollen auf 10 Jahre
bis zu 100% erlassen werden. Kfz- und
Immobiliensteuern werden in den er-
sten 4 Jahren zu 100% und stufenwei-
se bis zu 15% in 10 Jahren erlassen. 

***
Pioneer Natural Ressources ver-

handelt über die Verlängerung ih-
rer Erdölkonzessionen, die 2016/17
ablaufen. Die Firma investiert in die-
sem und dem nächsten Jahr je rd. U$S
95 Mio. Ausserdem plane sie die Le-
gung einer 56 km langen Erdgasleitung
für 4 Mio. cbm/Tag von ihren Lagern
bis zum Anschluss an die Leitung von
Transportadora de Gas del Sur. Nach-

dem Pioneer in dem kürzlich von Al-
berta Energy erworbenen Ölfeld fün-
dig geworden ist, plant sie 9 weitere
Probebohrungen. Pioneer ist bis jetzt
bei 82% der Erschliessungsarbeiten er-
folgreich gewesen.

***
Nach dem Kauf von 50% der

schweizerischen Hero beginnt im Ja-
nuar die Nahrungsmittelabteilung
der Química Estrella, CGA (Corpo-
ración General de Alimentos) die
Erzeugung von Marmeladen, um sie
nicht mehr aus Europa einführen zu
müssen. Das anfangs bei Watte und
Tiersanitären Produkten führende Un-
ternehmen bestreitet heute 80% seiner
Umsätze mit Nahrungsmitteln. 

***
Angel Perversi, früher bei GM,

Bunge und Born und im Staats-
dienst unter Präsident Menem, hat
die Leitung von LAPA übernom-
men, die unter dem Namen ARG
fliegen soll.

***
Rolf Bartke, Generaldirektor für

Nfz bei DaimlerChrysler, erklärte
der Presse auf Anfrage, der Merce-
des Sprinter werde für den Mercos-
ur weiter in Argentinien gefertigt.
Ausserdem werden hier auch die
Sprinterausführungen mit dem Lenk-
rad rechts für Australien, Neuseeland
und Südafrika hergestellt. In diesem
Jahr sollen 8.000, davon 5.000 für Bar-
silien, der Rest für den Binnenmarkt,
Uruguay, Paraguay, Chile, Kolumbi-
en und Venezuela, hergestellt werden.
Mit dem Lenkrad rechts seien weitere
1.500 vorgesehen.

***
Die Aranalfegruppe, die u.a. für

die Shoppings Alto Palermo, und
Patio Bullrich verantwortlich zeich-
net, hat in Villa Devoto ein weiteres
Shopping mit 120 Lokalen errichtet,
das im nächsten Monat eingeweiht
werden soll. Das Vorhaben wurde mit
U$S 20 Mio. Investition auf dem Ge-
lände der ehemaligen Textilfabrik von
Ezrah Teubal Hnos. errichtet.

***
Solfrut, Provinz San Juan, hat

mit U$S 20 Mio. Investition auf
2.300 ha ein Vorhaben geschaffen,
das pro Tag 100 t Oliven verarbei-
ten kann, um nach den USA, Kana-
da und Brasilien Olivenöl aus erster
Pressung zu exportieren. Mit Oliven-
öl werden weltweit U$S 2,8 Mrd. im
Jahr umgesetzt, wobei Spanien vor
Griechenland und Italien der grösste
Lieferant ist.

***
Die italienische Pirelli SpA, eu-

ropas 3.grösster Kfz-Reifenfabri-
kant, investiert in die Produktionser-
weiterung ihrer Tochter in Merlo, Pro-
vinz Buenos Aires, weitere U$S 20
Mio.

***
Impsat, das Telekommunikati-

onsunternehmen der Pescarmona-
gruppe, Mendoza, und der British
Telecom, muss seine Gläubiger für
U$S 1 Mrd. einberufen, wenn es bis
Dezember keinen Geschäftspartner
gefunden hat. Die U$S 144,5 Mio.,
über die das Unternehmen in bar ver-

fügt, reichen nicht, um den Verpflich-
tungen 2001 nachzukommen. Im 2.
Quartal haben die Verluste im Vorjah-
resvergleich um 150% auf U$S 99,6
Mio. zugenommen.

***
Das Durchschnittsgehalt eines

argentinischen Staatsbeamten liegt
um 34% über jenem in der Privat-
wirtschaft. Bei gleicher Ausbildung
beträgt die Diffenenz 10%. Die Ermitt-
lung stammt von der Minister Cavallo
nahestehenden Novum Millenium Stif-
tung. Seit Beginn der Rezession vor
über 3 Jahren, seien die Entlohnungen
in der Privatwirtschaft wesentlich stär-
ker zurückgegangen.

***
Vom 5.7. bis zum 16.8. sind die

Kredite an die Privatwirtschaft um
U$S 2,8 Mrd. zurückgegangen. Seit
dem Rücktritt Minister Machineas am
2.3., um U$S 4,66 Mrd. Die Säumig-
keit der Bankkunden nimmt ständig zu.
Fällige Kredite werden neu zugeteilt,
nur um das Finanzsystem flüssig zu
erhalten.

***
Die Bank von Corrientes soll wie-

der privatisiert werden, nachdem
mehrere Schwierigkeiten überwun-
den werden konnten und die ZB ih-
ren Sanierungsplan gebilligt hat.
Das von der Provinz gehaltene Akti-
enpaket von 95,96% soll ganz verkauft
werden. Ein Privatisierungsversuch
war Ende des Vorjahres gescheitert.
Bei der ersten Privatisierung von 1991
wurde die Provinzbank von Unterneh-
mern übernommen, die von der ZB
mehrerer Unregelmässigkeiten be-
schuldigt und hart bestraft wurden. Die
Bank ging an die Provinz zurück und
soll nun verkauft werden.

***
Der Umschlag für die Privatisie-

rung der Bank der Provinz Córd-
oba, mit dem Angebot der Banco
General de Negocios für U$S 117
Mio. wurde geöffnet. Das Angebot
liegt über dem festgelegten Basispreis,
muss jedoch von der Weltbank, die die
Privatisierung überwacht, gebilligt
werden.

***
Die Finanzen der Provinz Buenos

Aires weisen im 1. Halbjahr ein De-
fizit von über $ 1,11 Mrd. aus (das
sind 21% der Gesamtausgaben) und
für das restliche Jahr einen Finan-
zierungsbedarf von rd. $ 1 Mrd., von
der nur die Hälfte mit Patacones-
Bonds gedeckt werden kann. Die
verschiedenen Beteiligungen der Pro-
vinz an Nationalsteuern liegen um 1%
über dem Vorjahr und kommen auf
47% der im Provinzhaushalt vorgese-
henen Einnahmen. Die Gesamteinnah-
men aus Provinzsteuern und -gebüh-
ren betragen $ 2,19 Mrd. um 4% we-
niger als im 1. Vorjahreshalbjahr und
erreichen 44% des im Haushalt vor-
gesehenen Betrages. Die Ausgaben be-
trugen über $ 4,99 Mrd., um 5% mehr
als im gleichen Vorjahreszeitraum. Am
meisten nahmen Personalkosten und
Zinszahlungen zu.

***
Das Amt für Öffentliche Einnah-

men (AFIP) hat mittels Beschluss
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1.069 reglementiert, wie in Konkur-
renzförderungsplänen eingetragene
Unternehmen ihre Arbeitgeberbei-
träge mit der MwSt. verrechnen
können. Die zu verrechnenden Beträ-
ge müssen in den eidesstattlichen Er-
klärungen für den Monat ihrer Fällig-
keit, nicht für den der Lohnzahlung,
angegeben werden. Damit soll das
System getestet werden, das die Wirt-
schaftsführung für alle MwSt.-Zahlun-
gen einführen will, um finanzschwa-
chen Unternehmen zu helfen. Die
MwSt. soll dann  nicht mehr bei Aus-
stellung der Rechnung, sondern nach
ihrem effektiven Inkasso abzurechnen
sein.

***
Azurix, Konzesssionärin für die

Wasserver- und -entsorgung in ei-
nem grossen Teil der Provinz Bue-
nos Aires, hat in der Gemeinde 9 de
Julio eine Arsen-Kläranlage in Be-
trieb genommen. Damit soll die Qua-
lität des Trinkwassers in dem Gebiet
wesentlich verbessert werden.

***
Der Interventor des Amtes für

die Verwaltung der sozialen Sicher-
heit, das unter dem Kürzel ANSeS
bekannt ist, hat einen Rationalisie-
rungsplan ausgearbeitet, durch den
$ 700 Mio. gespart werden sollen,
davon $ 200 Mio. durch Streichun-
gen unregelmässiger Renten. Er er-
klärte, dass ein hoher Betrug bei den
Familienbeihilfen bestehe. Die Unter-
nehmer kompensieren diese Zahlun-
gen mit den Beiträgen auf Löhne und
Gehälter, die für diesen Zweck ge-
schaffen wurden, und darüber hinaus
mit Beiträgen an die Pensionskassen.
Die Kontrolle werde dadurch er-
schwert, so dass mehr verrechnet als
ausgezahlt wird,  Ab 1.1.02 sollen die
Familienbeihilfen anders ausgezahlt
werden.

***
Mit U$S 1,5 Mio. Anfangsinve-

stition beginnt VW die Montage von
Dieselmotoren im Werk in General
Pacheco. Die Motoren mit Bauteilen
aus Deutschland und Brasilien für die
hier gefertigten Modelle Inca, Caddy,
Polo und Córdoba, wurden bisher aus
Brasilien gebracht. Das neue Monta-
geband gestattet Rationalisierungen im

hiesigen Betrieb.
***

Das Nahrungsmittelunterneh-
men Molino Cañuelas baut im Las
Palmas Hafen von Zárate, Provinz
Buenos Aires, eine Verschiffungsan-
lage für die Ausfuhr der eigenen Ge-
treideproduktion und Dienstleistun-
gen für Dritte. Die Gesamtinvestiti-
on einschliesslich Lager- und Kühlräu-
men für Zitrusfrüchte u.a.  wird U$S
25 Mio. betragen, von denen U$S 6
Mio. bereits investiert sind.

***
Die Deputiertenkammer hat in

der Sitzung vom Mittwoch 2 Gesetz-
vorlagen genehmigt: die erste über
das Verbot an die Regierung, Bank-
depositen anzutasten, also deren Be-
dingungen zu ändern oder sie gegen
Staatspapiere einzutauschen, wie es
1990 der Fall war, als die Inhaber von
Fristeinlagen Bonex zum Nennwert er-
hielten, deren Marktwert damals un-
ter der Hälfte lag. Die 2. Vorlage be-
zieht sich auf die Kreditrechnung
(factura de crédito), die für alle Un-
ternehmen mit einem Jahresumsatz
von $ 4 Mio. und mehr (diese Gren-
ze kann von der Regierung bis auf $
750.000 herabgesetzt werden), obli-
gatorisch ist. Das bestehende Gesetz
machte sie zunächst für alle obligato-
risch, das wurde jedoch kurz vor sei-
nem Inkrafttreten in freiwillig geän-
dert. Es ist anzunehmen, dass beide
Vorlagen vom Senat in Kürze verab-
schiedet werden.

***
ZB-Vizepräsident M. Blejer er-

klärte, Argentinien werde in Kürze
mit U$S 2,5 Mrd. rechnen können,
die internationale Privatbanken für
Krisenfälle bereitgestellt hätten, im
Rahmen der sogenannten Repo-Kre-
ditlinie. Sie kommen zu den U$S 8
Mrd. hinzu, die der IWF jetzt gewährt
habe, plus U$S 7 Mrd., die von der
„Panzerung“ übrig geblieben sind.

***
Wie verlautet, will Siemens den

Konflikt mit dem argentinischen
Staat wegen der Kündigung des Ver-
trages über die Personalausweise
(plus dem Informatiksystem für die
Ein- und Ausreisen, plus der Aus-

stellung von Wählerlisten und ande-
ren Arbeiten) vor ein internationales
Schiedsgericht (oder eventuell Ge-
richt) bringen, da es bisher nicht mö-
gich war, mit der Regierung über die
Entschädigung u.a. schwebende Pro-
bleme zu verhandeln. Die Beamten des
Innenministeriums antworten einfach
nicht auf die zahlreichen Briefe von
Siemens. Da der Vertrag nicht von der
lokalen Siemens, sondern von der in
Deutschland ansässigen Siemens IT
Services unterzeichnet wurde, wäre
das internationale Zentrum für Kon-
flikte über Investitionen (CIADI), das
von der Weltbank abhängt, zuständig.
Siemens hat bereits rd. U$S 150 Mio.
effektiv investiert, fordert jedoch eine
Entschädigung von über U$S 300
Mio., weil die Kündigung einen viel
grösseren Schaden verursacht und das
Unternehmen ausserdem Recht auf den
entgangenen Gewinn hat, da die Kün-
digung keine gültige Begründung hat,
sondern ein Willkürakt der Regierung
ist.

***
ZB-Vizepräsident Blejer erklär-

te, dass der Depositenabfluss voll-
kommen aufgehört hat. Dennoch
muss die ZB den Banken weiterhin mit
flüssigen Mitteln über aktive Swaps
helfen, die am Donnerstag $ 1,87 Mrd.
erreichten. Seit dem Höchststand vom
28. Februar ($ 88,09 Mrd.) sind die
Depositen zum Dienstag dieser Woche
um $ 13,73 Mrd. zurückgegangen.

***
Einer Ermittlung der Consul-

tingfirma CCR zufolge, ist der Le-
bensmittelabsatz der Supermärkte
im Juli, im Vorjahresvergleich um
4% zurückgegangen. Da die Preise
unverändert bleiben, sei die Abnahme
sowohl wert- als mengenmässig.

***
Das zur Claringruppe gehören-

de Kabelfernsehunternehmen Mul-
ticanal hat der Börse die Ausgabe
von Obligationen für U$S 144 Mio.
mit Fälligkeit 2003 bekanntgegeben.

Der Postkonflikt
Die Regierung hat erneut bestätigt, dass sie nicht beabsichtige,

die Bedingungen und besonders die Gebühren für die Postkonzessi-
on an die Macrigruppe und ihre Partner neu auszuhandeln. In Krei-
sen des Infrastrukturministeriums verlautete, dass man den Vertrag,
sollte er nicht erfüllbar sein, kündigen würde, im gegenseitigen Ein-
verständnis oder einseitig.

Die Macrigruppe hatte sich 1997 verpflichtet, eine halbjährliche
Konzessionsgebühr von U$S 51,6 Mio. zu bezahlen. Da sie seit Ende
1999 diese  Zahlungen eingestellt hat, schuldet sie dem Staat rd.
U$S 214 Mio. Auch der Staat schuldet dem Postkonzessionär Geld.
Um einen Teil der unbezahlten Postdienstleistungen zu bezahlen,
sollen mittels Dekret für fällige Postdienste aus dem Jahr 1999 U$S
34 Mio. bestimmt werden. Der Postkonzessionär fordert weitere U$S
66 Mio. für unbezahlte Dienstleistungen aus den Jahren 2000 und
2001.

Die Macrigruppe soll bereits erklärt haben, dass sie die in knapp
14 Tagen fällige Gebühr von U$S 51,6 Mio. nicht bezahlen wird.
Über die Nichtzahlungen des Staates hinaus führt die Post Beschwer-
de wegen der geringen Tätigkeit der Behörden zur Unterbindung
ilegaler Postdienste, die Verzögerung bei der Festlegung der neuen
Rahmenbedingungen für den Postverkehr und dass der Staat das
Exklusivrecht für die Ausgabe von Briefmarken durch den Postkon-
zessionär nicht geachtet hat.

Die Papiere ersetzen fällig werdende
Obligationen. Ausserdem meldete es
den Verkauf seiner 4%igen Beteili-
gung an dem Satelliten-Fernsehunter-
nehmen DirecTV Latin America und
den mögllichen Verkauf der zur Cla-
ringruppe gehörenden Raven Media
Investments an.

***
Das zur Techintgruppe gehören-

de Stahlwerk Siderar gab an der
Börse bekannt, dass es künftig un-
möglich sein werde, warmgewalzte
Bleche in die USA zu verkaufen,
nachdem die US-Behörde Antidum-
pingmassnahmen angekündigt hat.
Die Sanktion betreffe allerdings nur
5% des Unter-nehmensumsatzes.

***
Wirtschaftsvizeminister D. Marx

zufolge wird Argentinien im Sep-
tember über Darlehen der Inter-
amerikanischen Entwicklungsbank
(BID) und der Weltbank für U$S
900 Mio. vefügen. Die Kredite seien
Teil der „Panzerung“ vom Dezember
von U$S 40 Mrd., die nach dem Ab-
kommen mit dem IWF beschleunigt
werden. In der kommenden Woche
werde dem Weltbankvorstand ein Kre-
ditansuchen für U$S 400 Mio. und
dem der BID für U$S 500 Mio. vorge-
legt werden.

***
D. Marx versicherte auch, dass

Argentinien im September U$S 6,2
Mrd. zugesichert habe, davon U$S
1,26 Mrd. aus der „Panzerung“. Ein
Teil wurde duch die Erfüllung der Auf-
lagen für das 2. Quartal freigegeben,
ein anderer durch Abkommen der letz-
ten Stunden. Der Absichtsbrief werde
in der 1. Septemberwoche dem IWF
vorgelegt. Bis Jahresende seien die
notwendigen Mittel gesichert, um alle
Fälligkeiten zu erfüllen.

***
Nach den Beschwerden der Kfz-

Zulieferer hat sie die gesetzgebende
Körperschaft der Provinz Buenos
Aires durch ein Gesetz von der Brut-
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toeinkommensteuer befreit. Damit
sollen  Unterschiede in der Bahand-
lung der Branche in den verschiede-
nen Provinzen ausgeglichen werden.

***
Mittels Beschluss 80/01 des Indu-

striesekretariates (Amtsblatt vom
24.8.01) wurden die Bedingungen

genau festgelegt, die Bauunterneh-
men erfüllen müssen, um in den
Genuss der Begünstigungen zu ge-
langen, die durch Dekret 739 vom
1.6.01 bestimmt wurden. Die Steu-
erbegünstigungen werden ganz oder
nur teilweise gewährt, je nachdem wie
gross der Mehrwert durch das Unter-
nehmen im Verhältnis zum Umsatz ist.

***
Durch Dekret 1028/01 (Amtsblatt

vom 24.8.01) wurde ein landeswei-
tes Informationssystem für Brenn-
stoffe geschaffen, durch das die Un-
ternehmen der Branche dem Staats-
sekretariat für Energie und Bergbau
periodisch Angaben über Preise von
Erdöl und Erdölprodukten, ver-

kaufte Mengen usw. übermitteln
müssen. Das Sekretariat muss die
Angaben verarbeiten und im Internet
unter http://energía.mecon.gov.ar be-
kanntgeben. Dadurch soll auf dem
Gebiet mehr Transparenz geschaffen
werden, wobei jedoch keine Einzelhei-
ten verbreitet werden, die Geschäfts-
geheimnisse sind.

WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

   Am vergangenen Wochenen-
de, als die Finanzverhandlungen
der argentinischen Delegation un-
ter Finanzsekretär Daniel Marx
mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds und dem US-Schatz-
amt auf Hochtouren liefen, ohne
dass ein baldiges Ende absehbar
gewesen wäre, prägte Schatzse-
kretär Paul 0‘Neill das Wort
„selbsttragend“ (Englisch „sus-
tainable“, Spanisch „sostenible“)
als Kennzeichen für die bevorste-
hende Einigung. Präsident Geor-
ge W. Bush wiederholte das Wort
am nächsten Tag auf seinem Feri-
enranch in Texas, ebenso der
Fondssprecher Dawson.

Gemeint war offenbar, dass die
Finanzspritze, mit der Argentini-
en aus dem Verdacht der von den
Finanzmärkten als sicher ange-
nommenen Zahlungseinstellung
(„default“) entlassen werden soll-
te, nicht nur eine kurzfristige Er-
leichterung gegenüber gewaltigen
Fälligkeiten der Staatsschulden
gepaart mit einem hartnäckigen
Defizit der öffentlichen Hand sein
sollte, sondern vielmehr in ein
selbsttragendes System einmün-
den müsste, damit Argentinien
künftig ohne neue Finanzkrücken
auskomme. Es war sogar die Rede
von einem Finanzplan bis 2010.

Als Horst Köhler, Generaldi-
rektor des Internationalen Wäh-
rungsfonds, zu Beginn der Be-
richtswoche in Washington die
Einigung mit Argentinien bekannt
gab, wurde klar, was mit „selbst-
tragend“ gemeint war. Es ging um
die freiwillige Umschuldung zu
niedrigeren Zinssätzen kraft Son-
dergarantien für neue Bonds zur
Ablösung bisheriger Titel, die am
Kapitalmarkt unter pari erstanden
werden. Das soll die Zins- und
Fälligkeitslasten Argentiniens
fühlbar senken, damit die Staats-
finanzen mit geringeren Zahlun-
gen über die Runden kommen.
Von einer Umstrukturierung der
Schulden kann überhaupt nicht die
Rede sein, weil sie mit dem ge-
fürchteten „default“, lies einseiti-
ge Zahlungseinstellung und nach-
folgende Aufforderung der Gläu-

Selbsttragend
biger zwecks Umschuldung, ein-
her geht.

Freiwillige
Umschuldung 

   Eine Ziehung gegen den IWF
von U$S 3,0 Mrd. soll für solche
Garantien eingesetzt werden, al-
lerdings erst ab März 2002, so dass
in der Zwischenzeit bewiesen wer-
den muss, dass das Gesetz über das
Nulldefizit eingehalten wird. Hier-
in sind die Zinszahlungen der
Staatsschulden inbegriffen, die
nicht umgeschuldet oder mit
Fondsziehungen finanziert
werden.

Mit den Fondsgeldern können
beispielsweise Nullkuponbonds
zu besonders niedrigen Preisen je
nach Dauer erworben werden. Die
Preise sind niedrig, weil die Zin-
sen nach Ablauf der Bonds zusam-
men mit dem Kapital getilgt wer-
den. Dieses Finanzinstrument
diente den sogenannten Brady-
Bonds 1992 als Pfand für die da-
malige Umschuldung mit niedri-
geren Zinssätzen, Schuldenerlass
und Garantien für zwei Titel: Par-
und Diskontbonds. Als Alternati-
ve können die Fondsgelder auch
zur Absicherung fremder Garan-
tien für neue Bonds eingesetzt
werden. Die Weltbank hat schon
einmal eine Bürgschaft für einen
argentinischen Bonds gestellt, des-
sen Zinssätze daraufhin niedriger
ausfielen. Hierüber wird gelegent-
lich verhandelt werden, zumal
auch die Banken, die die Bonds
am Markt unterbringen, ein Wört-
chen mitzureden pflegen.

Unterdessen bedeutet die Zie-
hung von U$S 3,0 Mrd. gegen den
Fonds, dass Argentinien mögli-
cherweise nach März 2002 zum
internationalen Kapitalmarkt
heimkehrt, der seit dem letzten
Quartal 2000 verschlossen ist. Bis
das möglich wird, muss bewiesen
werden, dass das Nulldefizit
greift. Hierüber schwelen nach
wie vor berechtigte Zweifel, so-
lange die Abspeckung staatlicher
Ausgaben und vor allem die Steu-
ereintreibung bei Millionen Hin-
terziehern nicht konkret Gestalt

annehmen. Hierüber schweigt die
Regierung, auch wenn Präsident
de la Rúa in seiner Rede am Mitt-
wochabend den Satz prägte, dass
die Steuerhinterzieher Vaterlands-
verräter sind. Damit mag er poli-
tisches Kapital schaffen, aller-
dings mit dem Gegenzug, dass
Steuerhinterzieher immer noch im
Volksempfinden nur auf angebli-
che reiche und grosse Steuerzah-
ler beschränkt sind, während mitt-
lere und kleine Hinterzieher, die
Millionen ausmachen, unbehelligt
davon kommen. Möglicherweise
wird sich das sukzessive verän-
dern, nachdem jetzt eine direkte
Beziehung zwischen der Steuer-
hinterziehung und den Gehalts-
sowie Rentenkürzungen herge-
stellt worden ist, die zwecks Null-
defizit erlassen wurden.

Aufstockung der
Währungsreserven
   Die Einigung zwischen der

Fondsleitung und der argentini-
schen Finanzdelegation sieht zu-
sätzliche U$S 5,0 Mrd. als Zie-
hung gegen den Fonds vor, die im
September die Währungsreserven
der Zentralbank aufstocken sollen.
Diese Gelder, die das zerrüttete
Vertrauen argentinisches Sparer
wieder herstellen sollen, werden
zuzüglich zu den im November
2000 als Panzerung umschriebe-
nen Ziehungen ausbezahlt werden.
Diesbezüglich geht es um zwei
Ziehungen von je fast U$S 2,5
Mrd. im dritten und vierten Quar-
tal 2001, die für die Begleichung
der Fälligkeiten der Staatsschul-
den eingesetzt werden sollen, da-
mit das „default“ verhütet wird. 

Insgesamt sah die Panzerung
Ziehungen gegen den Fonds von
U$S 13,8 Mrd. vor, von denen
U$S 6,76 Mrd. bereits abgehoben
worden sind. Zusätzliche Mittel
werden von der Weltbank, der
BID sowie Spanien jeweils „pari
passu“ mit dem Fonds bereit ge-
stellt. Dank Megaumschuldung im
Mai 2001 dürften die meisten Til-
gungen des kommenden Jahres
abgesichert worden sein, so dass
die Restzahlen mit neuen Bonds
zu finanzieren sind, die freiwillig
am Kapitalmarkt untergebracht
werden. Die Zinszahlungen gehen

hingegen zu Lasten des Nulldefi-
zits und werden mit eigenen Steu-
ereinnahmen des Schatzamtes
finanziert.

Ein neues Steuer-
beteiligungsgesetz
   Die Abmachung mit dem

IWF sieht vor, dass die Exekutive
demnächst ein neues Gesetzespro-
jekt im Kongress einreicht, das die
leidige Steuerbeteiligung mit den
Gliedstaaten („coparticipación“)
neu regelt. Das hätte laut Verfas-
sungsnovelle von 1994 vor Ende
1996 geschehen sollen, scheiterte
aber stets an den Verhandlungspo-
sitionen der 25 Partner (23 Provin-
zen, die Stadt Buenos Aires und
das nationale Schatzamt), von de-
nen keiner den anderen Partnern
auch nur einen Peso Steuereinnah-
men abzutreten bereit ist.

Die Fondsbeamten monieren
die Tatsache, wie durchsickerte,
dass der Fixbetrag von $ 1.624
Mio. im Monat, den das Schatz-
amt aus den Beteiligungssteuern
an die Gliedstaaten überweist, zu
deren Gunsten ausfällt und des-
halb als zu wenig flexibel ange-
prangert wird.

Der Fixbetrag wurde im ersten
Fiskalpakt der Exekutive mit den
Gouverneuren Ende 1999 ausge-
handelt. Der zweite Fiskalpakt
setzte Ende 2000 für das laufende
Jahr den genannten Monatsbetrag
fest. In einem Jahr und sieben
Monaten bis Juli 2001 hat das Sy-
stem zum Vorteil des nationalen
Schatzamtes gewirkt, das rund $
1,0 Mrd. mehr einnahm, als ihm
laut Beteiligungsgesetz je nach
Steuereingängen zugestanden
wäre. Darüber haben sich die Gou-
verneure laufend geärgert.

Diese Lage verändert sich in-
dessen neuerdings als Folge der
Steuer auf Guthaben und Bela-
stungen von Girokonten, die nicht
beteiligt wird und die jetzt zu
0,06% Steuersatz mit 58% gegen
die Gewinn- und MwSteuer ange-
rechnet werden darf. Das wirkt
sich zu Lasten der Beteiligungen
der Gliedstaaten aus, wenn der
Fixbetrag abgeschafft wird und
die Steuereinnahmen wieder nach
den gesetzlichen Anteilen jeder
Provinz, der Stadt Buenos Aires
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Seit die Politikwissenschaftle-
rin Carlota Jakisch im November
2000 in der Zeitung „La Nacin“
einen Artikel über die Kosten der
argentinischen Politik veröffent-
lichte, hat dieses Thema die Auf-
merksamkeit der Öffentlichkeit
auf sich gezogen. Jakisch schätz-
te diese Kosten auf rund $ 20
Mrd. im Jahr für die Nation, die
24 Gliedstaaten und die 1925 Ge-
meinden, zuzüglich der 93 Ge-
meindekommissionen („comisio-
nes de fomento“) und 112 land-
wirtschaftlichen Kommunen.
Gemeint sind die Haushaltsspe-
sen für die politischen Ernennun-
gen der jeweiligen Exekutive wie
Präsident, Gouverneure und Bür-
germeister, der Parlamentarier im
nationalen Kongress, der Pro-
vinzlegislativen und der Gemein-
deräte, ferner der von all diesen
Politikern ernannten Mitarbeiter
wie Berater und Vertragspersonal
und die damit verbundenen
Kosten.

Die Schätzung der politischen
Kosten überraschte und erschien
ob ihres Umfangs kaum glaub-
haft. Sie würde bedeuten, dass
20% der gesamten konsolidierten
Ausgaben der öffentlichen Hand
(Nation, Provinzen und Gemein-
den, einschliesslich Staatsunter-
nehmen, andere Saatsstellen, die
Sozialverwaltung, PAMI und die
Ausgabe von Konsolidierungs-
bonds) von rund $ 100 Mrd. im
Jahr von Politikern verschlungen
werden, die sich damit selber Ge-
hälter und Honorare zuschanzen
sowie ihre parteipolitischen Mit-
läufer unterstützen.

Nun hat die Gruppe Sophia
eine Sonderstudie veröffentlicht,
die sich mit diesem heiklen The-
ma befasst. Die Gruppe Sophia
besteht aus zahlreichen jungen
Akademikern und Freiberufli-
chen, die seit mehreren Jahren mit
privater Unterstützung Studien
über staatliche Einrichtungen
veröffentlichen sowie Kurse und

und des Schatzamtes verteilt wer-
den, wie es die Einigung mit dem
IWF vorsieht und das neue Gesetz
über die Beteiligungssteuern vor-
schreiben soll.

Hinzu kommen die Dieselöls-
teuer sowie die Arbeitgeberbeiträ-
ge von 16%, die teilweise eben-
falls gegen beide Beteiligungs-
steuern (Gewinn und Mw) ange-
rechnet werden dürfen. Der Zu-
satzbetrag von 4% bis 20% der
Dienstleistungsunternehmen, die
mehr als $ 48 Mio. im Monat um-
setzen, wird auch nicht in die Be-
teiligungssteuern einbezogen. All
das verwässert die Einnahmen aus
der Gewinn- und der MwSteuer,
den beiden Hauptsteuern Argen-
tiniens. Insofern wird die Abschaf-
fung des Fixbetrages und die
Rückkehr zur normalen Verteilung
der Beteiligungssteuern sich auch
zugunsten des Schatzamts und ge-
gen die Gliedstaaten auswirken,
wie es bisher kraft des Fixbetra-
ges geschah. Hierüber darf man
noch ein beträchtliches politisches
Gerangel erwarten, wenn das neue
Gesetzesprojekt der Beteiligungs-
steuern im Kongress behandelt
werden wird.

Indessen darf man kaum Än-
derungen der tatsächlichen Antei-
le der Gliedstaaten und des natio-
nalen Schatzamtes erwarten. Die
Beteiligungssteuern funktionieren
in der Praxis dergestalt, dass das
nationale Schatzamt und die Pro-
vinz Buenos Aires den anderen
Provinzen ausser Entre Ríos, San-
ta Fe, Córdoba und Mendoza, die
diesbezüglich weder Steuererträ-
ge abtreten noch erhalten, Steue-
rerträge abtreten, die ihnen kraft
ihren Bevölkerungen und ihrer
Wirtschaftskraft zustehen.

Die Einigung mit dem Fonds
ändert nichts an den bisherigen
Bedingungen der Panzerung vom
November 2000, so dass weder
die Renten- noch die Krankenkas-
senreform neu gestaltet werden.
Hingegen ist die Rede von einer
Staatsreform, die bereits hinsicht-
lich der Sozialverwaltung Anses
und der Krankenkasse für Rent-
ner PAMI unterwegs ist. Andere
Reformen dürfen ebenfalls erwar-
tet werden, doch das braucht si-
cherlich Zeit. Allesamt sollen sie
Ersparnisse einbringen, damit das
Nulldefizit umgesetzt werden
kann, was noch zu beweisen ist.

Nulldefizit plus Finanzhilfen
aus Washington sollen in der Sicht
des Präsidenten und des Wirt-
schaftsministers Cavallo das Ver-
trauen wieder herstellen, damit die
abgezogenen Bankdepositen von
über $ 13 Mrd. seit Januar wieder
in die Banken fliessen und die

Zinssätze fühlbar fallen. Dem
gleichen Ziel dient ein Gesetzes-
projekt im Kongress, das der
Regierung verbietet, Depositen
zu tangieren. Nur wenn die De-
positen heimkehren wie weiland
nach der Tequilakrise 1995 und
wenn die Zinssätze fühlbar fal-
len, kann sich die Wirtschaft
erholen.

Zudem hofft Cavallo, dass die
sogenannten Wettbewerbspläne
(„planes de competitividad“), mit
denen die begünstigten Branchen
durch fühlbare Steuererlässe
(15prozentige Zinssteuer, 1pro-

zentige Steuer auf den angenom-
menen Gewinn und Anrechnung
der 16prozentigen Sozialbeiträge
an die Gewinn- und MwSteuer) zu
Investitionen zwecks Wirtschafts-
ankurbelung angeregt werden sol-
len. Das ist freilich bisher nicht
geschehen, weil die Zinssätze, mit
denen Banken und Lieferanten
ihre Schuldner belasten, dermas-
sen ausgeufert sind, dass jegliche
Wirtschaftsbelebung abgewürgt
worden ist. In naher Zukunft soll
sich das ändern, sofern freilich das
Nulldefizit eingehalten wird, was
abzuwarten ist.

Seminare zum gleichen Thema ab-
halten, um angehende Politiker
auszubilden, denen somit die sach-
lichen Unterlagen und Zusammen-
hdänge für ihre politische Lauf-
bahn mit auf den Weg gegeben
werden sollen. Sophia-Leiter ist
Liz. Horacio Rodríguez Larreta
Junior, der bereits unter Menem
und de la Rúa Spitzenpositionen in
der Sozialverwaltung Anses und
im Arbeitsministerium bekleidet
hat und der Justizialistischen Par-
tei beigetreten ist. Sein gleichna-
miger Vater war Mitarbeiter der
Präsidenten Arturo Frondizi (1958-
1964) und Menem unter Verteidi-
gungsminister Oscar Camilión.

Die in der Studie im Detail der
Etatposten der jeweiligen Exeku-
tive und Legislative ermittelten
Jahreskosten belaufen sich gesamt-
haft auf $ 5.394 Mio., knapp über
ein Viertel der von Carlota Jakisch
angegeben Summe von $ 20 Mrd.
Bezogen auf die Gesamtausgaben
der öffentlichen Hand besagter
rund $ 100 Mrd. kostet die Landes-
politik der Nation 5,4%. Die So-
phia-Studie bezieht sich hierbei auf
die konsolidierten Ausgaben laut
Wirtschaftsministerium von $ 97,5
Mrd. für 1999, die jedoch die
Bondsausgaben, die Rückerstat-
tungen bei Exporten, die aufge-
schobenen Zinszahlungen und an-
dere Posten nicht berücksichtigen.

Die Nation steht mit $ 1.005
Mio., die Gliedstaaten (Provinzen
und Stadt Buenos Aires) mit $
3.494 Mio. und die Gemeinden mit
$ 895 Mio. zu Buch. Die Zahlen
der Nation und der Gliedstaaten
beruhen auf Haushaltsposten, wo-
gegen die Gemeindespesen weitge-
hend auf Grund repräsentativer
Städte und Ortschaften hochge-
rechnet worden sind. Die Auftei-
lung zeigt deutlich, dass der
Schwerpunkt der Politikkosten bei
den Gliedstaaten liegt. Sie beschäf-
tigen mit rund 1,3 Mio. die mei-
sten Beamten, gefolgt von 470.000
Gemeindebeamten und 417.000

Mitarbeitern der Nation, zusam-
men fast 2,2 Mio., jeweils, soweit
bekannt, einschliesslich Beamter,
Berater, Vertragspersonal und an-
derer Mitarbeiter mit Gehalt oder
Honorar.

Die Diskussion um die Kosten
der Politik bezieht sich direkt auf
das jetzige Sparprogramm des so-
genannten Nulldefizits. Nachdem
überflüssige Staatsausgaben abzu-
specken sind, zielt die Öffentlich-
keit zunächst auf die Spesen, die
die regierenden Politiker für sich
selber und ihre Mitarbeiter verur-
sachen. Das kostet besagte 5,4%
der konsolidierten Ausgaben der
öffentlichen Hand und rund 2%
des Bruttoinlandsprodukts von ge-
schätzten $ 270 Mrd. sowie knapp
über 1% der Bruttoumsätze in der
argentinischen Wirtschaft von an-
genommenen $ 500 Mrd. im Jahr.

Ungleich schwerwiegender ha-
ben sich im letzten Jahrzehnt die
Gehaltsausgaben der zusätzlichen
Beamtenschaft, insbesondere in
den Gliedstaaten und Gemeinden,
herausgestellt, die jeweils verbun-
dene Spesen wie Mieten, Licht,
Telephon, Anschaffungen und der-
gleichen kosten. Die Rechnung für
das letzte Jahrzehnt, seit Argenti-
nien die damalige Hyperinflation
erfolgreich überwand, ist recht ein-
fach. Die Regierung Menem hat
rund eine halbe Million staatliche
Mitarbeiter in privatisierten Staats-
unternehmen (etwa 350.000) und
durch entschädigte Entlassungen,
Pensionierungen und Demissionen
(rund 150.000) abgebaut. Die ge-
samte Beamtenschaft ist indessen
nicht zurückgegangen, sondern hat
etwas zugenommen. Daraus kann
man messerscharf schliessen, dass
über eine halbe Million Beamten
und Vertragspersonal in der öffent-
lichen Hand neue Beschäftigung
fand, hauptsächlich in Gliedstaa-
ten und Gemeinden. Im Nationa-
staat entfielen die früheren Posten
für Günstlinge der jeweils regie-
renden Partei in den Staatsunter-
nehmen. Dafür wurden viele tau-
sende neue Mitarbeiter als Ver-
tragspersonal in der Sozialverwal-
tung Anses, in der Krankenkasse
für Rentner PAMI sowie in ande-
ren Staatsstellen beschäftigt.

Diese Beschäftigungspolitik in
Gestalt der Einstellung von Staats-
beamten und Vertragspersonal in
den neunziger Jahren hat die Aus-
gaben und die Neuverschuldung
kraft Defizite aufgebläht. In der
Folge stiegen die Zinssätze bis
zum jetzigen Zeitpunkt, da der
Auslandskredit für die Neuver-
schuldung versiegt ist, während
seit drei Jahren eine deprimieren-
de Rezession grassiert und die Ar-
beitslosigkeit zugenommen hat.

Die Kosten der argentinischen Politik
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Wieviele Arbeitslose jeder zusätz-
liche Beamter verursacht hat, lässt
sich schwer errechnen, aber dass
dieser Zusammengang besteht, ist
unbestreitbar.

Insofern stellt sich die Beschäf-
tigungspolitik mit über einer hal-
ben Million zusätzlicher Staatsbe-
amten, einschliesslich Vertrags-
personal, als ungleich schwerwie-
gender im Vergleich zu den eben-

falls überhöhten Kosten der Pol-
tik heraus. Anders formuliert, wür-
de sich die argentinische Wirt-
schaft gegenwärtig ohne Rezessi-
on und hohen Zinsen normal ent-
wickeln, hätte der damalige Wirt-
schaftsminister Cavallo, der jetzt
amtiert, 1993 das Nulldefizit wie
gegenwärtig zeitlos verankert, das
ab 1992 galt und 1994 wieder mit
vermehrten Ausgaben und gerin-

gerer Besteuerung aufgegeben
wurde. Damals betrug die Länder-
risikoprämie zwischen 200 und
300 Basispunkte gleich 2% bis 3%
bei knapp über 6% Zinssatz der
US-Treasuries, also 8% bis 9% für
die Neuverschuldung des Staates.
Ohne Defizit wäre die Neuver-
schuldung höchstens auf die Kon-
solidierungsbonds schwebender
Schulden sowie allenfalls der de-

fizitären Provinzen und Gemein-
den beschränkt worden, so dass
der meiste Kredit für die Privat-
wirtschaft zu angemessenen Zins-
sätzen verfügbar gewesen wäre.
Argentinien würde dann gegen-
wärtig keinesfalls als weltweit ver-
dächtigtes Land der möglichen
Zahlungseinstellung seiner gewal-
tigen Auslandsschulden angepran-
gert werden.


